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In der Welle der Feiern zum zehnten Jah-
restag der deutschen Einheit eskalierte un-
ter reger Beteiligung von Journalisten, Pub-
lizisten und Historikern die Auseinander-
setzung zwischen den Parteien über die
Frage, wem das Hauptverdienst an der Wie-
dervereinigung gebühre. Die Union verwies
auf ihr jahrzehntelanges kontinuierliches
Festhalten am Ziel der Einheit und auf die
erfolgreiche Politik Helmut Kohls nach 1982
und im Einigungsprozess 1989/90. Vertreter
der FDP erkannten weder Kohl als „Kanzler
der Einheit“ noch einen „Alleinanspruch“
der Union auf das Zustandekommen der
Einheit an, sondern pochten auf ihre Ak-
zentsetzungen in der Deutschland- und Ost-
politik seit Ende der fünfziger Jahre. Die SPD
stellte die herausragende Rolle Kohls gene-
rell infrage und beanspruchte für die Ost-
und Deutschlandpolitik Willy Brandts An-
fang der siebziger Jahre, die entscheiden-
den Weichen auf dem Weg zur Einheit ge-
stellt zu haben. Dabei verschwieg sie, dass
viele ihrer Politiker sich mit der dauerhaf-
ten Zweistaatlichkeit abgefunden und – wie
andere auch – den grundgesetzlichen Auf-
trag, „in freier Selbstbestimmung die Einheit
und Freiheit Deutschlands zu vollenden“,
und „die Idee der einen deutschen Nation

aufgegeben“ hatten (Heinrich August Wink-
ler).
Diese Auseinandersetzung, die keineswegs
nur als parteipolitisches Gezänk abgetan
werden kann, muss als Neuauflage des
deutschlandpolitischen Streites betrachtet
werden, der fast die gesamte Geschichte
Nachkriegsdeutschlands von seinen An-
fängen an durchzieht und nicht nur zur Le-
gitimation der unterschiedlichen politi-
schen Positionen diente, sondern immer
auch ein Streit um die Identität und Staats-
räson der Bundesrepublik war. Im Kern geht
es bei dieser Kontroverse um „Geschichts-
politik“, das heißt um die Beeinflussung 
des öffentlichen Meinungsklimas und Ge-
schichtsbewusstseins, das sich aus vielen
Geschichtsbildern zusammensetzt. Die Ge-
schichte der Wiedervereinigung ist dafür
ein Beispiel.
Der Wiedererlangung der Einheit gingen
viele Schritte im Zeitrahmen von mehreren
Jahrzehnten und auf unterschiedlichen
Schauplätzen voraus. Die Geschichte des
Weges zur deutschen Einheit beginnt nicht
erst in den siebziger und achtziger Jahren.
Zu den Voraussetzungen gehört die Delegi-
timierung des Kommunismus und seiner
Herrschaftssysteme, die schon mit der Nie-
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derschlagung der Aufstände 1953 in der
DDR, 1956 in Ungarn, 1968 in Prag, mit Mau-
erbau und Stacheldraht begann. Sie setzte
sich fort mit der Einführung des Kriegsrechts
1981 in Polen und – in der unmittelbaren
Vorgeschichte des Umbruchs von 1989/90
– mit dem Massaker auf dem Platz des
Himmlischen Friedens in Peking, das welt-
weite Abscheu hervorrief und selbst
glühende Verfechter des Sozialismus vor
vergleichbaren Maßnahmen in Ostmittel-
europa abschreckte. Beachtung verdienen
auch die ost- und deutschlandpolitischen
Schritte der Bundesregierungen, die mit der
Entspannungspolitik Ende der fünfziger
Jahre einsetzten und Anfang der siebziger
Jahre verstärkt wurden. Andere Wirkungen
gingen vom Helsinki-Prozess aus, in dessen
Gefolge die sich formierenden Menschen-
rechtsbewegungen im sowjetischen Macht-
bereich den Erosionsprozess im kommunis-
tischen System sukzessive beschleunigten.
Die Rolle von Papst Johannes Paul II., die
Bildung der Solidarnoćź-Bewegung in Po-
len, der „Gulaschkommunismus“ in Un-
garn, die Stagnation der kommunistischen
Staatswirtschaft und der durch Ronald Rea-
gan forcierte Rüstungswettlauf, der Versuch
Michail Gorbatschows, die dadurch sich
verschärfenden Strukturprobleme der sow-
jetischen Hegemonialmacht durch Pe-
restrojka und Glasnost zu lösen – all das ver-
änderte die weltpolitischen Rahmenbedin-
gungen in Ostmitteleuropa und bewirkte zu-
sammen mit dem Freiheitsdrang der Men-
schen, Fluchtbewegung, friedlichen De-
monstrationen und Grenzöffnung schließ-
lich den Zusammenbruch der maroden,
destabilisierten Systeme. Für die DDR lässt
sich beobachten, dass die Loyalität zum
Regime desto stärker nachließ, je mehr
breitere Bevölkerungsschichten durch die
Erleichterung von Reisemöglichkeiten dem

westlichen Wohlstand begegneten und
deutlicher die Malaise der eigenen Lebens-
bedingungen wahrnahmen, was wiederum
die Unzufriedenheit wachsen ließ und das
kommunistische Regime zusätzlich infrage
stellte.
Es liegt also nahe, nicht nur nach den kurz-
fristigen Abläufen, die für die östlichen
Machthaber schließlich nicht mehr steuer-
bar waren, sondern nach den langfristigen
Ursachen in einem hochkomplexen Pro-
zess zu fragen, die zum Zusammenbruch
des kommunistischen Systems und zur Wie-
dervereinigung führten. Erstaunlich ist, dass
in der Kontroverse des Jahres 2000 um die
Deutschland- und Ostpolitik die langfristig
wirkenden Grundentscheidungen der deut-
schen Politik, die die deutsche Einheit in
Frieden und Freiheit ermöglicht haben, nur
selten oder nur nebenbei Erwähnung fan-
den. In historischer Perspektive war die in-
nere und äußere Konsolidierung der Bun-
desrepublik das Werk Konrad Adenauers.
Mit der Westbindung, der europäischen In-
tegration und der Einbindung des deut-
schen Kernstaates in die atlantische Ge-
meinschaft schuf er die entscheidenden
Grundlagen, auf denen die Außenpolitik
der Bundesregierungen bis zu Kohl auf-
bauen konnte und schließlich die Vereini-
gung Deutschlands möglich war.

Das Meinungsbild

Das Adenauer-Bild ist in Ost und West so un-
terschiedlich wie die Erfahrung der Deut-
schen mit der Teilung. In den neuen Län-
dern fällt es insgesamt deutlich negativer
aus als in den alten. 1992 antworteten aber
auf die Frage, ob Adenauer sich in der Frage
der Wiedervereinigung große Verdienste er-
worben habe, immerhin 24 Prozent der ehe-
maligen DDR-Bürger positiv. Das über vier
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Jahrzehnte hinweg verbreitete Feindbild
der DDR-Medien vom „Separatisten“, „Spal-
ter der Nation“, „Handlanger des Monopol-
kapitals“, „Schutzherr der alten Nazis“ usw.
ist wohl für dieses relativ bescheidene
Ergebnis verantwortlich zu machen. Im
Westen waren es sogar nur 19 Prozent, die
meinten, dass Adenauer sich um die Wie-
dervereinigung verdient gemacht habe,
wesentlich weniger als in früheren Umfra-
gen. Dieses Ergebnis ist verblüffend. Über
die Ursachen dieses Meinungsbildes kann
man nur spekulieren. Vielleicht hängt es mit
der Unkenntnis der jüngsten Geschichte
zusammen, mit der viel beklagten Ge-
schichtslosigkeit der westdeutschen Bevöl-
kerung. Möglicherweise hat hier die An-
passung an Zeitgeistströmungen und Mei-
nungstrends eine Rolle gespielt, zumal ein
Großteil der „Meinungsmacher“ Adenauer
und der Adenauer-Zeit kritisch gegenüber-
steht. Der Verdacht, dass Adenauer an der
Wiedervereinigung in Wahrheit nicht inte-
ressiert gewesen sei, wurde auch bei man-
chen Historikern zum Topos ihres Ge-
schichtsbildes. Sie sprachen dem ersten
Bundeskanzler den Wiedervereinigungs-
willen ab und charakterisierten seine Be-
mühungen als „Wiedervereinigungsrheto-
rik“. Man ignorierte oder verkannte dabei,
dass ihm und seiner Politik zu verdanken ist,
unter den schwierigen Umständen des Kal-
ten Krieges die deutsche Frage offen gehal-
ten und die Westmächte auf Mitwirkung an
der Wiedervereinigung verpflichtet zu ha-
ben.
Adenauers Ziel war es, das ganze freie
Deutschland im Kreis der westlichen De-
mokratien zu verankern und nicht die Wie-
dervereinigung um ihrer selbst willen anzu-
streben. Vorrang vor einer Einheit um jeden
Preis hatte für ihn die Wahrung der Freiheit;
ihrer Sicherung sollte der militärische Ver-

teidigungsbeitrag dienen. Freie Selbstbe-
stimmung aller Deutschen in einem friedli-
chen Europa sollte die Einheit bringen. Er
nahm in Kauf, dass es damit lange dauern
könne. Für ihn stand jedoch nur die Dauer
des Prozesses infrage, nicht das Ziel als sol-
ches. 23 Jahre nach seinem Tod kam der Er-
folg: Sein Lösungsweg, der nationale, eu-
ropäische und atlantische Momente verei-
nigte, gelangte 1990 ans Ziel.
Früh und realistisch hat Adenauer die mit
der Beendigung des Zweiten Weltkrieges
entstandene Lage richtig eingeschätzt und
den Ost-West-Gegensatz in seinen weltpoli-
tischen und geistesgeschichtlichen Konse-
quenzen erkannt. Weitsichtig ging er schon
1945 von der Teilung Deutschlands und Eu-
ropas aus. Als er Kanzler wurde, war diese
Teilung bereits Tatsache. 1949 stellte er fest,
dass es „leider einstweilen“ keine Möglich-
keit für eine „Wiedervereinigung aller Zo-
nen“ geben werde. Tatsächlich war der
Spielraum westdeutscher Außenpolitik in
den fünfziger und sechziger Jahren relativ
bescheiden angesichts der historischen Be-
lastungen und Ängste, die in der kollektiven
Psyche des Westens wie des Ostens vor-
handen und zu berücksichtigen waren.
Sein analytischer Ausgangspunkt, von dem
er bis zu seinem Tod 1967 nicht abgerückt
ist, war das Faktum, dass das überkommene
europäische Staatensystem nicht mehr fort-
bestand: Ost- und Südosteuropa sowie ein
großer Teil Mitteleuropas gingen hinter dem
Eisernen Vorhang an die neue sowjetische
Weltmacht verloren. Für den demokrati-
schen Westen drohte die Gefahr einer athe-
istischen, kommunistischen Diktatur, die
Adenauer als „mindestens so gefährlich“ be-
urteilte wie die überwundene nationalso-
zialistische. Gewaltsam vollzog sich die suk-
zessive kommunistische Gleichschaltungs-
politik in der sowjetischen Besatzungszone
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mit immer stärker um sich greifender
Rechtsunsicherheit und zielbewusster,
durch keine demokratischen Regeln ge-
hemmter Ausdehnung der SED-Macht auf
Kosten der ursprünglich zugelassenen de-
mokratischen Parteien. Parallel dazu er-
folgte die Gleichschaltung sämtlicher Re-
gierungen im gesamten von der Sowjet-
union kontrollierten Gebiet, die kommu-
nistische Machtübernahme in Polen und in
der Tschechoslowakei 1948, der Versuch
der Einverleibung Berlins und schließlich
der Angriff auf Korea. Während der Monate
des siegreichen Vormarsches der kommu-
nistischen Armeen drohte die Presse der
DDR nach Westen, bald werde man auch in
Deutschland „koreanisch reden“.
Die Aggressionsgefahr, die Adenauer von
der Sowjetunion ausgehen sah, hatte für ihn
zwei Wurzeln: das traditionelle russisch-na-
tionalistische Expansionsbestreben und
die Ideologie des atheistischen Kommunis-
mus mit universalem Anspruch. Das Zu-
sammentreffen beider Faktoren, des macht-
politischen Anspruchs Russlands mit den
ideologischen Zielen des Kommunismus,
der Verbindung also von staatlicher Macht
und gesellschaftlicher Revolution, von
Adenauer im Begriff „Sowjetrussland“ zu-
sammengefasst, führte zur Konstellation ei-
nes weltpolitischen Dauerkonflikts zwi-
schen Ost und West mit Deutschland als bri-
santem Krisenherd. Mitten in Deutschland
offenbarte sich in aller Schärfe die
grundsätzliche Gegnerschaft der sowjeti-
schen Herrschaft zur freiheitlich-demokra-
tischen Position des Westens.

Außenpolitisches Konzept

Von dieser „bipolar-dualistischen Grund-
struktur“ (Hans-Peter Schwarz) ging das
außenpolitische Konzept Adenauers aus,

das von vornherein mittel- und langfristig
angelegt war: Aus einer zunächst defensi-
ven, antikommunistischen und antirussi-
schen Position heraus entwickelte er eine
offensive Strategie, die durch den Willen zur
Selbstbehauptung der deutschen Nation
und durch Eingliederung in eine westliche
Sicherheitsallianz mit enger Kooperation
zwischen USA und Europa, das als eigen-
ständiges „Kraftfeld“ in der Lage sein sollte,
„dem Vordringen des Kommunismus Ein-
halt zu gebieten“, und schließlich die
Wiedervereinigung bringen sollte. Eine
Option zwischen kommunistischem Osten
und freiheitlichem Westen, eine Schaukel-
politik oder Brückenfunktion Deutsch-
lands, lehnte er sowohl aus außenpoli-
tischen Grundsätzen als auch aufgrund
allgemeiner Wertvorstellungen kategorisch
ab. Die Westintegration war für ihn aber
weder das politische Endziel noch die
Alternative zur Wiedervereinigung. Sie
sollte vielmehr die Wiedervereinigung
ohne Aufgabe der Freiheit und des Frie-
dens in Europa ermöglichen. Die Bundes-
republik sollte als deutscher Kernstaat mit
ihrer freiheitlich-demokratischen Verfas-
sung und wirtschaftlichen und sozialen Sta-
bilität eine Magnetwirkung auf die Deut-
schen im kommunistischen Machtbereich
ausüben. Der Handlungsspielraum der
1949 gegründeten Bundesrepublik war zu
begrenzt, um diese Anziehungskraft 
zu entfalten. Sie verfügte weder über we-
sentliche Souveränitätsrechte noch über
das Vertrauen der Westmächte. Die Neu-
orientierung der „Westbindung“ glich der
Durchschlagung des Gordischen Knotens:
Sie bedeutete Sicherheit vor dem Expan-
sionsdrang der Sowjetunion, Sicherheit 
der Westmächte vor einem unkalkulier-
baren Deutschland und seiner traditionel-
len Option zwischen Ost und West, Schaf-
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fen von Vertrauen im Westen, Erlangung ei-
nes gleichberechtigten Status im Verbund
der westlichen Staatengemeinschaft und
schließlich Souveränität. Adenauers kon-
sequente Politik wurde von der sozialde-
mokratischen Opposition 1959/60 schließ-
lich akzeptiert.
Die „historische Achsendrehung der Bun-
desrepublik nach Westen“ (Rudolf Morsey)
war für ihn eine Notwendigkeit. Denn ohne
Unterstützung von westlicher Seite war eine
Wiedervereinigung praktisch nicht vorstell-
bar. Sein Kalkül ging dahin, Deutschland
zunächst vom politischen Objekt zum mit-
handelnden Subjekt zu machen und gleich-
zeitig die Lösung der deutschen Frage in
Freiheit offen zu halten. Der „Damm gegen
die rote Flut“ konnte aber nach seiner Über-
zeugung nur halten bei konsolidierten und
stabilen inneren Verhältnissen in Deutsch-
land wie in Europa. Hier kommen seine in-
nenpolitischen Konzeptionen in den Blick.
Er war sich sicher, „wenn die innere Si-
cherheit nicht mehr gewährleistet ist, ist
auch die äußere Sicherheit infrage gestellt“.
Sein langfristig angelegtes Wiedervereini-
gungskonzept umfasste also nicht nur au-
ßen-, sondern auch innenpolitische Kom-
ponenten. Die Bundesrepublik sollte sich
mit der Sozialen Marktwirtschaft zum
Schaufenster des Westens nach Osten ent-
wickeln und eine starke Sogwirkung auf die
von der Sowjetunion beherrschten Länder,
insbesondere die DDR, ausüben. Es sollte
dahingewirkt werden, dass sie bei entspre-
chenden politischen Umständen von selbst
den Anschluss an den Westen suchen oder
aber von der Sowjetunion als Ballast abge-
stoßen würden, wenn ökonomische Zwän-
ge diese veranlasste, neue Prioritäten zu set-
zen.
Verschiedentlich führte Adenauer auch
aus, man solle nicht nur den politischen

oder wirtschaftlichen Machtkampf mit
„Sowjetrussland“ sehen. „Wir müssen auch
darin sehen einen geistigen Kampf, den wir
unbedingt bestehen müssen.“ Die spätes-
tens seit Mitte der fünfziger Jahre einset-
zende ideologische Auflockerung und
nachlassende Wachsamkeit gegenüber
Moskau bereitete ihm zunehmend Sorge.
Die Auseinandersetzung mit dem Kommu-
nismus könne, so meinte er, Jahrzehnte
dauern und nur erfolgreich bestanden wer-
den unter der Voraussetzung „möglichst
guter und ausgeglichener sozialer Verhält-
nisse im Innern“. Bei anderer Gelegenheit
wurde er noch deutlicher: „Unkraut gedeiht
auf schlechtem Boden. Das gilt auch vom
Kommunismus. Daher müssen wir uns be-
mühen, in unserem Lande Arbeit und Si-
cherheit, eine gerechte soziale Ordnung 
zu schaffen.“ Wohnungsbau, Lastenaus-
gleich, Montanmitbestimmung, Betriebs-
verfassungsgesetz, Rentenreform und Re-
form der Krankenversicherung, um nur das
Wichtigste zu nennen, bilden die Gelenke
der Sozialpolitik in der Ära Adenauer.
Anfang der sechziger Jahre hatte er nicht
nur den Wiederaufbau nach dem Krieg 
und wirtschaftlichen Wohlstand erreicht,
sondern auch eine neue deutsche Identität
mitgeschaffen, die konservative, liberale,
soziale und freiheitlich-demokratische Ele-
mente in sich vereint. Diese Leistung war 
der Ausgangspunkt für eine offensivere
Deutschland- und Ostpolitik in den folgen-
den Jahren und Jahrzehnten.
Adenauers Gegnerschaft zu kommunisti-
scher Ideologie und „politischem Kommu-
nismus“ bedeutete zu keinem Zeitpunkt,
dass er die machtpolitischen Gegebenhei-
ten und die Änderungen der weltpoliti-
schen Konstellation verkannte. Ein „blinder
Antikommunist“, dessen Grundsatzfestig-
keit und strategisches Zielbewusstsein ihn
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über die realen politischen Gegebenheiten
getäuscht hätten, war er nicht.

Ablehnung der Stalinnote

Dass die Westintegration nicht automatisch
zur Überwindung der Teilung führen werde,
war Adenauer klar, aber sie war dazu die
Voraussetzung. Die Bindungsklausel in Ar-
tikel VII Absatz 2 des Deutschlandvertrages
von 1952, in dem die Westmächte wie die
Bundesrepublik sich verpflichteten, im
Rahmen einer gemeinsamen Politik auf die
Wiedervereinigung mit friedlichen Mitteln
und auf den Abschluss eines Friedensver-
trages für das ganze Deutschland hinzuar-
beiten, „das eine freiheitlich-demokrati-
sche Verfassung ähnlich wie die Bundesre-
publik besitzt und das in die europäische
Gemeinschaft integriert ist“, war der Angel-
punkt künftiger Deutschlandpolitik. Ade-
nauer war sich auch bewusst, dass ein For-
cieren der Frage möglicherweise die Stabi-
lisierung der europäischen Integrationspo-
litik gefährdet hätte. Erst nach der unauf-
löslichen Einbindung in die westliche Staa-
tengemeinschaft schien ihm eine Wieder-
vereinigung verantwortbar. Ein vereintes
neutrales Deutschland, das in den Sog Mos-
kaus geraten könnte, kam für ihn nicht in
Betracht. Deshalb lehnte er auch die Stalin-
note vom 10. März 1952 ab, da sich das
Angebot auf einen Friedensvertrag mit ei-
nem neutralisierten und „demokratisierten“
Deutschland im Sinne Moskaus richtete.
Diese Ablehnung hat ihm bei politischen
Gegnern wie Vertretern einer „Tendenzwis-
senschaft“ (Peter Siebenmorgen) den Vor-
wurf eingetragen, eine historische Chance
verpasst zu haben: Er habe die Wiederver-
einigung im Grunde gar nicht gewollt, er sei
ein westdeutscher Separatist gewesen. In-
zwischen ist unstrittig, dass es dem Kreml

damals weniger um demokratische Zuge-
ständnisse zur Lösung der deutschen Frage
ging. Adressat dieser „scheindiplomati-
schen Initiative“ (Gerhard Wettig) war viel-
mehr die westdeutsche Öffentlichkeit, die
für einen politischen Kampf zum Sturz
Adenauers und damit zur innerwestlichen
Konfliktverschärfung mobilisiert werden
sollte. Ohnehin hätten die Westmächte kei-
ner Lösung zugestimmt, die die Westinte-
gration der Bundesrepublik verhindert
hätte. An der Wertetrias Freiheit, Friede, Ein-
heit – und zwar in dieser Reihenfolge – hat
er in der Erkenntnis festgehalten, dass es un-
ter den gegebenen Umständen keine
Chance für eine Wiedervereinigung in Frei-
heit gab und eine Neutralisierung eines wie-
der vereinigten Deutschlands den „politi-
schen Selbstmord“ (Arnulf Baring) bedeu-
tet hätte. Das schloss nicht aus, dass die
Sowjetunion eines Tages durch wirtschaft-
liche Schwierigkeiten, durch die Selbst-
ständigkeitsbestrebungen in den Satelliten-
staaten oder durch einen Konflikt mit Rot-
china zur Veränderung ihrer Position ge-
zwungen sein würde.

Ziel der allgemeinen Entspannung

Spätestens seit Mitte der fünfziger Jahre, als
sich die Konfrontation und der Kalte Krieg
abzuschwächen begannen, erkannte Ade-
nauer, dass die Wiedervereinigung nur im
Zuge einer allgemeinen Entspannung zwi-
schen Ost und West zu erreichen sei: „Wir
müssen deshalb bestrebt sein, eine all-
gemeine Entspannung herbeizuführen“,
führte er 1955 vor dem Bundesvorstand sei-
ner Partei aus. Da er aber nie bereit war –
übrigens auch die Opposition nicht –, den
Forderungen Moskaus nachzugeben, das
heißt auf den Alleinvertretungsanspruch
der Bundesrepublik für ganz Deutschland
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und das Selbstbestimmungsrecht zu ver-
zichten und die Oder-Neiße-Linie als deut-
sche Ostgrenze vor einer friedensvertragli-
chen Regelung anzuerkennen, blieben
seine Pläne und Vorstöße, zu Fortschritten
in der Deutschlandfrage zu kommen, ohne
Erfolg. Die Akzeptanz seiner Politik ging
zurück, zumal die Konkretisierung eines
Zeitplans fehlte. Seine Ausführungen dazu
blieben vage, wenn er auch immer wieder
meinte, in fünf bis zehn Jahren oder „eines
Tages“ werde das Ziel erreicht werden. 1958
gab er vor dem Bundesvorstand der CDU zu,
„dass wir uns alle miteinander in der Schät-
zung des Zeitpunktes, an dem die Wieder-
vereinigung stattfinden kann, getäuscht ha-
ben“. Angesichts der unverkennbaren Stag-
nation in der Deutschlandpolitik suchte er
nach Zwischenlösungen.
Die „Politik der Stärke“, die er vertrat, be-
deutete für ihn nicht, in politischem Immo-
bilismus zu erstarren, zumal sie sowieso im-
mer mehr auf die Geschlossenheit des Wes-
tens in ideologischer und politischer Hin-
sicht als auf militärisches Potenzial zielte.
Schon 1955 hatte er bei seinem Moskaube-
such – gegen westliche Vorbehalte – diplo-
matische Beziehungen mit der Sowjetunion
aufgenommen. Der Wiedervereinigung war
er damit aber nicht näher gekommen. Als
die amerikanische Politik von der contain-
ment- und roll-back-Konzeption abrückte,
passte er seine bisherige Deutschlandpoli-
tik dem veränderten internationalen Kon-
text an.
Mit unkonventionellen Schritten und auf
diplomatischem Wege versuchte er gleich-
wohl in direkten Kontakten mit dem sow-
jetischen Botschafter in Bonn, Smirnow, die
Haltung Moskaus in der Deutschlandfrage
auszuloten und eigene Überlegungen auf
der Basis des Selbstbestimmungsrechts vor-
zulegen. Seinen Finanzminister Schäffer

ließ er 1955 in der DDR Konföderations-
möglichkeiten sondieren. Tatsächlich war
er, wie Willy Brandt in seinen Erinnerungen
urteilte, „in vielem“ flexibler, „als er den
meisten erschien“, und habe auf seine
„Weise versucht, die Beziehungen zur Sow-
jetunion und zu Osteuropa zu entlasten“.

Aspekte der Menschlichkeit

Der Entwurf seines Pressesprechers Felix
von Eckardt vom 11. Januar 1957, der die
Wiedervereinigung im Rahmen eines Stu-
fenplans vorsah, geht offenkundig diesen
ersten Geheimkontakten voraus. Versuche,
in direkten Fühlungnahmen mit der Sow-
jetregierung zu einem Modus Vivendi zu
gelangen, den Druck auf die Bundesrepu-
blik zu vermindern und einen Weg zur Wie-
dervereinigung zu eröffnen, schlossen sich
in den darauffolgenden Jahren an: der Vor-
schlag der so genannten Österreich-Lösung
(1958), die für die DDR eine autonome Ent-
wicklung unter der Voraussetzung mensch-
licher Erleichterungen ermöglichen sollte,
oder die interne Diskussion um den Globke-
Plan (1959/60), der die Anerkennung der
DDR und die Freistadt-Lösung für Berlin ver-
band mit freien Wahlen in der DDR und ei-
ner Volksabstimmung über die Wiederver-
einigung und Wahlen für eine gesamtdeut-
sche Volksvertretung innerhalb von fünf
Jahren, oder der „Burgfriedensplan“ von
1962, ein zehnjähriger Ruhezustand zwi-
schen der Bundesrepublik und der Sowjet-
union mit der Zusage menschlicher Er-
leichterungen für die DDR-Bevölkerung.
Für humanitäre Zugeständnisse an die Men-
schen in der DDR war er bereit, einen poli-
tischen Preis zu bezahlen, und erklärte,
„über vieles mit sich reden zu lassen, wenn
unseren Brüdern und Schwestern in der
Zone die Möglichkeit gegeben würde, ihr

53

Die
politische
Meinung



Leben so einzurichten, wie sie es wollen.
Überlegungen der Menschlichkeit spielen
für uns eine größere Rolle als nationale
Überlegungen.“
In diesem Zusammenhang ist auch an sein
fast vergessenes Eintreten für das freie Ber-
lin zu erinnern, das seit dem Ultimatum
Chruschtschows von 1958 unter permanen-
ter Bedrohung stand. Chruschtschows Ab-
sicht war es, die Westmächte aus der Stadt
zu verdrängen und die Berlinfrage von der
deutschen Frage abzukoppeln. Tatsächlich
waren die USA gegen Ende der Kanzlerzeit
Adenauers bereit, dem sowjetischen Druck
nachzugeben und eine internationale Zu-
gangsbehörde für Berlin zu schaffen, die aus
fünf östlichen, fünf westlichen und drei aus
dem Lager der Neutralen bestehen sollte.
Gegen diesen Plan, der das Ende Berlins als
freier, zur Bundesrepublik zu rechnenden
Stadt bedeutet hätte, stemmte er sich erfolg-
reich.
Obwohl er nationalem Denken nicht die
oberste Priorität einräumte, besaß er doch
ein ausgeprägtes Nationalgefühl. Nicht
ohne Grund widmete er seine Memoiren
„Meinem Vaterland“. „Ohne Nationalgefühl
[. . .] kann ein Volk auch in der heutigen
Welt, in der die kleinen europäischen Län-
der und Völker sich zusammenschließen,
einfach nicht bestehen. Sonst erscheint der
Staat – und der Staat ist schließlich der Ver-
treter des Volkes – namentlich den jungen
Leuten als irgendeine Konstruktion ober-
halb der Wolken, die sie weiter nichts an-
geht.“ (1960).
Seine Vorstellungen galten allerdings nicht
der Wiederherstellung des traditionellen
Nationalstaates. Sein Patriotismus um-
schloss die Vision eines geeinten Europas,
das ihm als „gemeinsames europäisches
Haus“ vorschwebte und die Freiheit zum In-
halt haben sollte: „Unser Ziel ist, dass Eu-

ropa einmal ein großes, gemeinsames Haus
für alle Europäer wird, ein Haus der Frei-
heit.“ (Rede auf dem Schlesiertreffen vom
11. Juni 1961) Europa bedeutete für ihn
nicht allein Westeuropa. Die Wiederverei-
nigung Deutschlands konnte er sich nur im
Zusammenhang mit dem Ende des Antago-
nismus und einer Wiedervereinigung des
Kontinents vorstellen.
Die weltpolitische Konstellation erlaubte zu
seinen Lebzeiten nicht, die deutsche Frage
im europäischen Zusammenhang zu lösen,
was er 1966 als „sehr schmerzlich“ bezeich-
nete. Eine Wiederherstellung der Einheit zu
westlichen Bedingungen war für die Sow-
jetunion nicht akzeptabel, denn das hätte
für sie bedeutet, ihre Macht zur Disposition
zu stellen und aus dem Zentrum Europas
verdrängt zu werden. Ebenso inakzeptabel
war aber auch umgekehrt eine Wiederver-
einigung zu sowjetischen Konditionen für
die Bundesrepublik und die Westmächte.
Erst nachdem die Sowjetunion durch den fi-
nanziellen und wirtschaftlichen Ruin im
Rüstungswettlauf mit dem Westen ins Wan-
ken geriet und die DDR politisch und wirt-
schaftlich am Ende war, trat ein, worauf
Adenauer gesetzt hatte. Sein Kalkül, dass
die prosperierende Bundesrepublik eine
Sogwirkung auf die unter kommunistischer
Diktatur lebenden Deutschen in der DDR
ausüben und ihren Freiheitsdrang stärken
werde und Moskau eines Tages einsehen
müsste, dass die „Trennung Deutschlands
und damit die Trennung Europas nicht zu
seinem Vorteil ist“, erwies sich als richtig.
Die „Magnettheorie“ bestätigte sich in der
Praxis. Westintegration und der Aufbau des
europäischen Hauses ermöglichten am his-
torischen Wendepunkt 1989/90 die Wie-
dervereinigung in Freiheit. „Realist und Vi-
sionär – das war Konrad Adenauer als
Staatsmann.“ (Theo M. Loch 1967)
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